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Bad Godesberg, den 11. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr. : Sitzverlegung der Gemeinnützigen Deutschen Woh- 
nungsbaugesellschaft mbH (Deutschbau) 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
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Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 29. April 1959 
betreffend Sitzverlegung der Deutschbau beantworte ich im 
Benehmen mit dem Herrn Bnndesrninister für das Post- und 
Fernmeldewesen wie folgt: 

Bei der Deutschbau sind Liquiditätsschwierigkeiten eingetre- 
ten. Die Bundesminister für Wohnungsbau und für das Post- 
und Fernmeldewesen, die die Stammanteile der bundeseigenen 
Gesellschaft verwalten, haben deshalb in den Rechnungsjahren 
1958 und 1959 in ihren Haushalten erhebliche Mittel als 
Liquiditätshilfe zur Verfügung gestellt bzw. vorgesehen. 

Line der Ursachen für die entstandenen Schwierigkeiten liegt 
in der inneren Organisation des Unternehmens begründet, die 
zu laufenden Verlusten führte und noch führen würde. Aus 
diesem Grunde sind schon lange vor der jetzt für Berlin ein- 
getretenen Situation von den Organen der Gesellschaft Maß- 
nahmen vorgesehen worden, die der Verbesserung der Orga- 
nisation des Unternehmens dienen sollen. 

Zu Frage 1 

Das Rechnungswesen der Gesellschaft war bisher weitgehend 
dezentralisiert. Es entsprach im Interesse einer Rationalisie- 
rung des Geschäftsbetriebes einer wirtschaftlichen Notwen- 
digkeit, das gesamte Rechnungs- und Finanzwesen des Unter- 
nehmens an einer Stelle zusammenzufassen. Für diese Auf- 
gabe waren bei der Zweigniederlassung Düsseldorf die besten 
personellen und sachlichen Voraussetzungen gegeben. 

Das Schwergewicht der Neubautätigkeit und der Bewirtschaf- 
tung des vorhandenen Hausbesitzes liegt bei den 5 Zweig- 
niederlassungen im Bundesgebiet. Es erschien den Organen 
der Gesellschaft deshalb erforderlich, die Geschäftsführung an 
einem Ort tätig werden zu lassen, der zentral zu den Zweig- 
niederlassungen und dem Grundbesitz gelegen ist. Auch diesem 
Erfordernis kann Düsseldorf am meisten gerecht werden. 
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Die Zusammenfassung der Zweigniederlassung Düsseldorf mit 
der Geschäftsführung hat wesentliche wirtschaftliche Vorteile 
zur Folge. Infolge der Zusammenfassung des Rechnungs- und 
Finanzwesens werden in Zukunft nicht mehr 7 Teilbilanzen 
und eine Gesamtbilanz, sondern nur 1 Bilanz aufgestellt und 
geprüft. Neben der Ersparnis an Prüfungsgebühren ist damit 
in Zukunft eine zeitnahe Überwachung gewährleistet und die 
Geschäftsleitung zu schnellen und sachgerechten Entscheidungen 
befähigt. 

Im übrigen verbleibt der gesetzliche Sitz der Gesellschaft in 
Berlin. Die Zweigniederlassung Berlin bleibt gleichfalls, ver- 
stärkt durch einen Teil des Personals der Hauptverwaltung, 
bestehen. Vermögensverlagerungen finden nicht statt. Die 
Arbeitsverhältnisse der Angestellten der Deutschbau werden 
nicht berührt. Es wird lediglich einer Schreibkraft gekündigt 
werden müssen. 

Zu Frage 2 

Derartige Behauptungen sind vom Aufsichtsrat für die zu 1. 
vorgesehenen Maßnahmen nicht aufgestellt worden. 

Zu Frage 3 

Die besonderen Verhältnisse der Gesellschaft haben, wie ein- 
gangs dargelegt, eine Neuorganisation unumgänglich notwendig 
gemacht. Dabei glauben die Organe der Gesellschaft durch 
die Art der Durchführung der jetzigen Situation Berlins weit- 
gehend Rechnung getragen zu haben. 

Zu Frage 4 

Da es sich bei der Reorganisation der Gesellschaft nicht um 
eine Sitzverlegung im eigentlichen Sinne handelt, sondern um 
eine durch die besondere Situation des Unternehmens zwingend 
bedingte Verbesserung des Aufbaues, kann dieser einmalige 
Fall der Deutschbau nach Ansicht der Bundesregierung nicht 
als Berufungsfall für die Unternehmen der freien Wirtschaft 
angesehen werden. 

Zu Frage 5 

Der Regierende Bürgermeister von Berlin und der Senator für 
das Bau- und Wohnungswesen hatten in der Annahme, es sei 
eine echte Sitzverlegung vorgesehen, Bedenken gegen diese 
Maßnahme angemeldet. Nachdem der Bundesminister für 
Wohnungsbau und der Bundesminister für das Post- und 
Fernmelde wesen im Januar und Februar dieses Jahres die 
genannten Stellen über den wirklichen Sachverhalt unter- 
richtet haben, sind weitere Gegenvorstellungen nicht mehr 
erhoben worden. 

Zu Frage 6 

Die Bundesregierung erwägt aus den oben angeführten 
Gründen nicht, den bezeichnten Beschluß des Unternehmens 
rückgängig zu machen. 
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